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Präambel 

Der Förderverein Kath. Tageseinrichtung für Kinder St. Georg e.V. (nachfolgend als Förderver-

ein bezeichnet) handelt unter der folgenden Überzeugung, an dem sich das Vereinsleben und 

die Arbeit der Organe und ihrer Funktionsträger orientiert: 

1. Der Verein ist parteipolitisch neutral. 

2. Er vertritt den Grundsatz religiöser, weltanschaulicher und ethnischer Toleranz und Neutrali-

tät. 

3. Der Verein wendet sich gegen Diskriminierung, Intoleranz, Rassismus und jede Art und Form 

von Extremismus. 

4. Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird im Text verallgemeinernd das generische Mas-

kulinum verwendet. Diese Formulierungen umfassen gleichermaßen weibliche und männliche 

Personen; alle sind damit selbstverständlich gleichberechtigt angesprochen und mit gemeint. 

Der Förderverein verfolgt uneingeschränkt das in der Verfassung der Bundesrepublik Deutsch-

land festgeschriebene Ziel einer Gleichbehandlung aller Geschlechter. 

Teil 1 Wesen, Aufgaben und Grundlegendes 

§ 1 Name, Sitz, Eintragung, Geschäftsjahr 

1. Der am 01.04.2026 in Marl gegründete Verein führt den Namen: Förderverein Kath. Tages-

einrichtung für Kinder St. Georg e.V. 

2. Sitz des Vereins ist Marl. 

3. Der Verein ist im Vereinsregister des Amtsgerichts Gelsenkirchen (VR 2818) eingetragen. 

4. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§ 2 Zweck 

1. Der Vereinszweck des Fördervereins ist vornehmlich die finanzielle Unterstützung der päda-

gogischen Arbeit und von besonderen Vorhaben der Kath. Tageseinrichtung für Kinder St. 

Georg in Marl. Dies umfasst die Finanzierung von Projekten, neuen Angeboten und Anschaf-

fungen. 

2. Der Förderverein bündelt das Engagement von allen Personen die der Kath. Tageseinrich-

tung für Kinder St. Georg verbunden sind, ob als Eltern, Erziehenden, Kindern, Jugendlichen, 

Ehemaligen, Nachbarn und allen Unterstützern oder Förderern. Er ist die Plattform, um Ideen 

in die Tat umzusetzen, Projekte zu finanzieren und Gemeinschaft zu stärken ohne lange Ver-

waltungswege. 

§ 3 Gemeinnützigkeit 

1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Ab-

schnitts „steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 

2. Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

3. Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder 

erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Davon unberührt bleibt die Zahlung von 

Aufwandsentschädigungen im Rahmen von § 3 Nr. 26/26a EStG und Betätigungen im Rahmen 

von § 58 AO. 

4. Mitgliedern und sonstigen Personen, die für die Erfüllung und Wahrung des Vereinszweckes 

tätig sind, können die im Zusammenhang damit stehenden Kosten erstattet werden, wenn die 
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Billigung des Vorstandes für die Tätigkeit erfolgt oder im Rahmen der durch Wahl übertragenen 

Funktion gerechtfertigt ist. Hierzu gehören insbesondere Fahrtkosten, Reisekosten, Porto, Te-

lefon, Kopier- und Druckkosten (Aufwendungsersatzanspruch gemäß § 670 Bürgerliches Ge-

setzbuch). Die Mitglieder haben das Gebot der Sparsamkeit zu beachten. Der Anspruch auf 

Aufwendungsersatz kann nur innerhalb einer Frist von 3 Monaten nach seiner Entstehung gel-

tend gemacht werden. Erstattungen werden nur gewährt, wenn die Aufwendungen mit prüffähi-

gen Belegen und Aufstellungen nachgewiesen werden 

5. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch 

unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

§ 4 Vereinskommunikation 

1. Die Kommunikation und Information im Verein erfolgt über die folgenden Kommunikationsfor-

men: 

a) per E-Mail, sofern diese dem Verein vorliegt und aktuell ist, 

b) per Brief, sofern dem Verein keine gültige E-Mail vorliegt. 

2. Informationen über den Verein und zum Vereinsbetrieb können ergänzend über den Internet-

auftritt des Vereins, Aushänge in der Kath. Tageseinrichtung für Kinder St. Georg sowie die 

sozialen Medien abgerufen werden. 

§ 5 Datenschutz 

1. Der Verein verarbeitet von seinen Mitgliedern personenbezogene Daten, die ausschließlich 

für die Mitglieder- und Beitragsverwaltung benötigt werden. 

2. Die Erhebung und Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt im Rahmen der Bestim-

mungen der Europäischen Datenschutzgrundverordnung, des Bundesdatenschutzgesetzes so-

wie weiterer für den Datenschutz relevanter Rechtsnormen. 

§ 6 Haftungsbeschränkungen 

1. Der Verein, seine Organmitglieder und die im Interesse und für die Zwecke des Vereins im 

Auftrag handelnden Personen haften gegenüber den Mitgliedern im Innenverhältnis nicht für 

fahrlässig verursachte Schäden oder Verluste, die Mitglieder im Rahmen des Vereinsbetriebs, 

bei Benutzung von Anlagen oder Einrichtungen des Vereins oder bei Veranstaltungen erleiden, 

soweit solche Schäden oder Verluste nicht durch die Versicherungen des Vereins gedeckt sind. 

Soweit hiernach Versicherungsschutz besteht, ist §31 a Absatz 1 Satz 2 Bürgerliches Gesetz-

buch nicht anzuwenden. 

2. Werden die Personen nach Absatz 1 von Dritten im Außenverhältnis zur Haftung herangezo-

gen, ohne dass Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit vorliegen, so haben diese gegen den Verein 

Anspruch auf Ersatz ihrer Aufwendungen zur Abwehr der Ansprüche sowie auf Freistellung von 

den Ansprüchen Dritter. 

Teil 2 Mitgliedschaft 

§ 7 Mitgliedschaft 

1. Der Verein ist für alle Personen zugänglich. 

2. Der Verein hat folgende Mitglieder: 

a) ordentliche Mitglieder 

b) fördernde Mitglieder 
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3. Ordentliche Mitglieder können alle natürlichen Personen sein. 

4. Fördernde Mitglieder können sowohl alle natürlichen als auch alle juristischen Personen des 

öffentlichen und privaten Rechts werden, die den Verein und seine Aufgaben ideell oder mate-

riell unterstützen wollen. Fördernde Mitglieder, die eine juristische Person sind, werden im Ver-

ein durch eine benannte Person vertreten, die benannte Person ist dem Verein mitzuteilen, ins-

besondere bei Mitgliederversammlungen mit Abstimmungen sowie allen diesbezüglichen Ver-

änderungen. 

§ 8 Eintritt in den Verein 

§ 8.1 Erwerb der Mitgliedschaft 

1. Die Aufnahme eines Mitglieds erfolgt aufgrund einer schriftlichen Beitrittserklärung (Aufnah-

meformular), die dem Verein per einfachen Brief oder als Anhang einer digitalen Nachricht zu-

geht. Die Mitgliedschaft wird durch den Vorstand bestätigt. 

2. Der Aufnahmeantrag Minderjähriger bedarf der schriftlichen Genehmigung der gesetzlichen 

Vertretung. 

3. Mit der schriftlichen Beitrittserklärung erkennt das neue Mitglied die Satzung des Vereins, die 

Vereinsordnungen in der jeweiligen Fassung an und unterwirft sich diesen Regelungen. 

4. Die Mitgliedschaft beginnt mit der schriftlichen Bestätigung durch den Verein. 

5. Es gibt keinen Rechtsanspruch auf Aufnahme in den Verein. 

§ 8.2 Erwerb der Fördermitgliedschaft 

1. Die Aufnahme eines Fördermitglieds in den Verein erfolgt durch Vorstandsbeschluss und 

Abschluss eines Fördervertrages zwischen dem Verein und dem Fördermitglied. 

2. Ziel und Details der Fördermitgliedschaft, der Förderbeitrag sowie weiteres wird im Förder-

vertrag geregelt. 

3. Die Mitteilung über die Aufnahme als Fördermitglied in den Verein wird, sofern gewünscht, 

dem Verein bei der nächsten Mitgliederversammlung bekannt gegeben. 

§ 9 Beendigung der Mitgliedschaft 

1. Die Mitgliedschaft endet durch 

a) Austritt, 

b) Ausschluss aus dem Verein oder 

c) Tod. 

2. Die Austrittserklärung ist schriftlich bis zum 30.09 eines Kalenderjahres an ein Mitglied des 

Vorstands zu richten und wird zum 31.12. des Kalenderjahres wirksam. Das Mitglied ist für den 

rechtzeitigen Zugang der Austrittserklärung verantwortlich. 

3. Mit dem Ausscheiden aus dem Verein erlöschen alle Rechte und Pflichten des Mitglieds ge-

genüber dem Verein, bis auf die eventuell noch bestehenden Beitragspflichten (Schulden) ge-

genüber dem Verein. 

4. Ausscheidende Mitglieder haben gegen den Verein keine Ansprüche auf Zahlung des Wertes 

eines Anteils am Vereinsvermögen. 

§ 10 Allgemeine Pflichten der Mitglieder gegenüber dem Verein 

1. Die Mitglieder wirken an der Arbeit und den Aktivitäten des Vereins mit und unterstützen und 

fördern insbesondere die Öffentlichkeitsarbeit und die Darstellung des Vereins in den Medien. 
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2. Die Mitglieder sind verpflichtet, den Verein laufend über Änderungen schriftlich zu informie-

ren, die für die Mitglieder- und Beitragsverwaltung erforderlich sind. Dazu gehören insbeson-

dere: 

a) die Mitteilung von Anschriftenänderungen 

b) die Mitteilung von Änderungen der Bankverbindung 

c) die Mitteilung von persönlichen Veränderungen, die für das Beitragswesen relevant 

sind, wie zum Beispiel Versterben, Namensänderung, Änderungen der E-Mail-Adresse. 

3. Entstehen einem Mitglied Nachteile, weil es seine Mitteilungspflichten gegenüber dem Verein 

nicht erfüllt hat, so erwachsen daraus keine Ansprüche gegen den Verein. 

4. Entstehen dem Verein Nachteile oder ein Schaden, weil das Mitglied seinen Pflichten nach 

Absatz 2 nicht nachgekommen ist, so ist das Mitglied dem Verein gegenüber zum Ausgleich 

verpflichtet. 

§ 11 Ausschluss aus dem Verein aus wichtigem Grund 

1. Der Ausschluss eines Vereinsmitglieds, ordentliches oder förderndes Mitglied, aus dem Ver-

ein kann bei Vorliegen eines wichtigen Grundes durch den Vorstand beschlossen werden. 

2. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn ein Mitglied seine Mitgliedschaftspflichten 

grob verletzt und dem Verein unter Abwägung der beiderseitigen Interessen ein weiteres Ver-

bleiben des Mitglieds im Verein nicht zugemutet werden kann. Dies ist insbesondere der Fall, 

wenn das Mitglied 

a) die Bestimmungen der Satzung, Vereinsordnungen oder die Interessen des Vereins 

verletzt und die Vereinsziele missachtet, 

b) die Anordnungen oder Beschlüsse der Vereinsorgane nicht befolgt, 

c) mit der Erfüllung seiner finanziellen Verpflichtungen gegenüber dem Verein trotz 

zweimaliger schriftlicher Mahnung im Rückstand ist oder 

d) sich vereinsschädigend innerhalb des Vereins und in der Öffentlichkeit verhält. 

3. Vor der Entscheidung über den Ausschluss ist dem Mitglied Gelegenheit zu geben, sich 

mündlich oder schriftlich zu äußern. Hierzu ist das Mitglied unter Einhaltung einer Frist von 14 

Tagen nach Zugang schriftlich aufzufordern. Die Entscheidung über den Ausschluss ist schrift-

lich zu begründen und dem Betroffenen mittels eingeschriebenen Briefes bekannt zu geben. 

§ 12 Ordnungsgewalt des Vereins 

1. Jedes Mitglied ist verpflichtet, die Regelungen dieser Satzung sowie der Vereinsordnungen 

zu beachten, einzuhalten und insbesondere den Anweisungen und Entscheidungen der Ver-

einsorgane Folge zu leisten. 

2. Ein Verhalten eines Mitglieds, das nach § 11 dieser Satzung zum Vereinsausschluss führen 

kann, wird durch den Vorstand geahndet. Das Verfahren wird vom Vorstand eingeleitet. 

§ 13 Beitragsleistungen und -pflichten  

1. Die Mitglieder sind verpflichtet, Beiträge an den Verein zu leisten, die auf Vorschlag des Vor-

standes von der Mitgliederversammlung beschlossen werden. 

2. Als Beitrag ist durch die Mitglieder ein jährlicher Grundbeitrag zu leisten. Minderbeiträge, die 

unterhalb des jährlichen Grundbeitrages liegen, sind unzulässig, außer § 13 (4) findet Anwen-

dung. 
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3. Die Beitragshöhe kann nach Mitgliedergruppen unterschiedlich festgesetzt werden. Die Un-

terschiede müssen sachlich gerechtfertigt sein. 

4. Der Vorstand wird ermächtigt, einzelnen Mitgliedern auf deren Antrag hin die bestehenden 

und künftigen Beitragspflichten zu stunden, zu ermäßigen oder zu erlassen. Das Mitglied muss 

die Gründe für seinen Antrag glaubhaft darlegen und im Einzelfall nachweisen. 

5. Minderjährige Mitglieder werden mit Eintritt der Volljährigkeit automatisch als erwachsene 

Mitglieder im Verein weitergeführt und beitragsmäßig veranlagt. Das betroffene Mitglied wird 

darüber rechtzeitig vom Verein informiert. 

6. Weitere Einzelheiten zum Beitragswesen werden von der Mitgliederversammlung in einer 

Beitragsordnung geregelt, die von der Mitgliederversammlung erlassen wird. 

§ 14 Abwicklung des Beitragswesens 

1. Der Jahresbeitrag ist am 01.01. eines Kalenderjahres fällig und wird spätestens bis zum 

31.01. des jeweiligen Kalenderjahres mittels SEPA-Basis-Lastschrift erhoben. 

2. Die Aufnahme in den Verein ist davon abhängig, dass sich das Mitglied für die Dauer der 

Mitgliedschaft verpflichtet, dem Verein ein SEPA-Mandat für die SEPA-Basis-Lastschrift der 

Mitgliedsbeiträge zu erteilen. Die Erklärung des Mitglieds erfolgt dazu auf dem Aufnahmefor-

mular. 

3. Ausnahmen und Abweichungen vom Verfahren der SEPA-Basis-Lastschrift sind unzulässig. 

Teil 3 Vereinsorgane 

§ 15 Vereinsorgane 

Die Organe des Vereins sind 

a) die Mitgliederversammlung 

b) der Vorstand 

§ 16 Allgemeines zur Arbeitsweise der Organe und deren Mitglieder 

1. Jedes Amt im Verein beginnt mit der Annahme der Wahl und endet mit Ablauf der Amtszeit, 

dem Rücktritt oder der Abberufung. 

2. Die Organfunktion im Verein setzt die Mitgliedschaft im Verein voraus. 

3. Abwesende können nur dann in eine Organfunktion gewählt werden, wenn sie dazu die An-

nahme der Wahl schriftlich gegenüber der Mitgliederversammlung erklärt haben. 

4. Organmitglieder müssen volljährig sein, wenn sie das Amt antreten. 

Teil 3.1 Mitgliederversammlung 

§ 17 Ordentliche Mitgliederversammlung 

1. Die ordentliche Mitgliederversammlung ist das höchste gesetzgebende Organ des Vereins. 

2. Die ordentliche Mitgliederversammlung findet einmal innerhalb eines Kalenderjahres statt. 

3. Der Termin der Mitgliederversammlung wird durch den ersten Vorsitzenden oder bei Verhin-

derung durch den stellvertretenden Vorsitzenden vier Wochen vorher schriftlich, d.h. sowohl per 

E-Mail als auch bei nicht vorliegend einer E-Mail, per einfachem Brief, angekündigt. Maßgebend 

ist dabei die letzte vom Mitglied dem Verein mitgeteilte E-Mail oder Adresse. 

4. Alle Mitglieder sind berechtigt, bis zwei Wochen vor dem Termin der Mitgliederversammlung 

per einfachen Brief oder per E-Mail beim Vorstand Anträge zur Tagesordnung mit entsprechen-

der Begründung einzureichen. Darauf ist in der Terminankündigung unter Hinweis auf die Frist 
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hinzuweisen. Eingegangene Anträge werden durch den Vorstand beraten und, sofern zulässig, 

d.h. der Antrag steht nicht im Wiederspruch zur Satzung, dem Vereinszweck oder ist anderwei-

tig nicht zulässig, zur Mitgliederversammlung zugelassen. Über Zulassung/Nicht-Zulassung ist 

der Antragssteller schriftlich zu informieren. Der Mitgliederversammlung werden zugelassene 

und auch nicht zugelassene Anträge mit der jeweiligen Begründung mitgeteilt. Die zugelasse-

nen Anträge sind in der Mitgliederversammlung vom Antragssteller mündlich zu begründen. Die 

Tagesordnung der Mitgliederversammlung wird entsprechend geändert. 

5. Dringlichkeitsanträge können auf einer Mitgliederversammlung nur zugelassen werden, wenn 

dies mit einer Mehrheit von 2/3 der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder beschlossen 

wird. Anträge auf Abwahl des Vorstands, auf Änderung oder Neufassung der Satzung sowie 

auf Auflösung des Vereins können nicht im Wege des Dringlichkeitsantrages gestellt werden. 

Dringlichkeitsanträge sind durch den Antragssteller mündlich zu begründen. 

6. Die Mitgliederversammlung kann auf Vorschlag des Vorstandes zu Beginn der Versammlung 

eine Versammlungsleitung wählen. 

7. Die Mitgliederversammlungen sind grundsätzlich nicht öffentlich. Über die Zulassung von 

weiteren Gästen entscheidet der Versammlungsleiter. 

8. Jede ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Anzahl 

der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 

9. Die Mitgliederversammlung beschließt mit einfacher Mehrheit. Die Satzung und Satzungsän-

derungen des Vereins können nur mit einer Mehrheit von 2/3 der anwesenden stimmberechtig-

ten Mitglieder beschlossen werden. 

10. Regelungen zum Stimmrecht in der Mitgliederversammlung: 

a) Stimmberechtigt in der Mitgliederversammlung sind alle Mitglieder, ordentliche oder 

fördernde Mitglieder, die Mitglied des Vereins sind. 

b) Stimmrechte: 

i) Ordentliche Mitglieder ab dem vollendeten 16. Lebensjahr: 1 Stimme 

ii) Fördernde Mitglieder (natürliche Person):   1 Stimme 

iii) Fördernde Mitglieder (juristische Person, benannte Person): 1 Stimme 

11. Alle Abstimmungen und Wahlen erfolgen offen per Handzeichen. Wenn der Antrag auf ge-

heime Abstimmung gestellt wird, entscheidet darüber die Mitgliederversammlung mit einfacher 

Mehrheit. 

12. Der erste Vorsitzende - bei Verhinderung der Stellvertreter - bestimmt, wer das Versamm-

lungsprotokoll führt. Das Protokoll muss von dem ersten Vorsitzenden - bei Neuwahl auch von 

der Versammlungsleitung - gegengezeichnet werden. Anträge, Abstimmungsergebnisse und 

Beschlüsse sind schriftlich festzuhalten (Beschlussprotokoll). 

13. Die Mitglieder haben das Recht auf Einsicht in das Protokoll der Mitgliederversammlung. 

Die Einsichtnahme kann zwei Wochen nach der Mitgliederversammlung bei dem ersten Vorsit-

zenden beantragt werden. 

§ 18 Zuständigkeiten der ordentlichen Mitgliederversammlung 
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Die Mitgliederversammlung kann alle Vereinsangelegenheiten behandeln. Soweit der Vorstand 

für die Entscheidung zuständig ist, können Empfehlungen ausgesprochen werden. Die Mitglie-

derversammlung ist insbesondere zuständig für 

a) die Entgegennahme der Berichte des Vorstandes: 

• Bericht des ersten Vorsitzenden 

• Geschäftsbericht 

• Kassenbericht 

b) die Entlastung des Vorstandes auf Basis des Berichts der Kassenprüfer. 

c) die Wahl des Vorstandes. 

d) die Abberufung des Vorstandes oder einzelner Vorstandsmitglieder. 

e) die Wahl oder Abberufung der Kassenprüfer. 

f) die Änderung der Satzung und die Beschlussfassung über die Auflösung des Vereins. 

g) die Festsetzung der Beiträge. 

h) die Beschlussfassung über eingereichte Anträge. 

i) die Beschlussfassung über Vereinsordnungen. 

§ 19 Außerordentliche Mitgliederversammlung 

1. Zu einer außerordentlichen Mitgliederversammlung ist einzuladen, wenn 

a) der Vorstand dies beschließt. 

b) ein Mitglied unter Angabe der Gründe einen Antrag auf Einberufung einer außeror-

dentlichen Mitgliederversammlung stellt und der Antrag von mindestens 1/4 der Ge-

samtmitglieder unterstützt wird. 

c) mehr als zwei Vorstandsmitglieder gleichzeitig oder während der laufenden Amtspe-

riode aus dem Vorstand ausscheiden (§ 21 Absatz 5). 

d) über die Auflösung des Vereins beschlossen werden soll. 

2. Zu einer beschlossenen oder beantragten außerordentlichen Mitgliederversammlung ist in-

nerhalb eines Monats nach Beschlussfassung oder Eingang des Antrages bei dem ersten Vor-

sitzenden oder seiner Vertretung ein Termin bekannt zu geben. 

3. Die Ladungsfrist beträgt zwei Wochen. 

4. Die Bekanntmachung und Einberufung der außerordentlichen Mitgliederversammlung sowie 

deren Tagesordnung erfolgt entsprechend dem Vorgehen zur Einladung zu einer ordentlichen 

Mitgliederversammlung. 

5. Gegenstand der Beschlussfassung einer außerordentlichen Mitgliederversammlung sind nur 

die mit der Einberufung mitgeteilten Tagesordnungspunkte. Weitergehende Anträge und Ergän-

zungen der Tagesordnung sind ausgeschlossen. 

6. Im Übrigen gelten die Regelungen für die ordentliche Mitgliederversammlung analog, soweit 

diese dem Sinn und Zweck einer außerordentlichen Mitgliederversammlung nach den vorste-

henden Regelungen nicht widersprechen. 

§ 20 Vereinsordnungen 

1. Der Verein kann sich zur Regelung der internen Abläufe des Vereinslebens Vereinsordnun-

gen geben. 
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2. Alle Vereinsordnungen sind nicht Bestandteil dieser Satzung und werden daher nicht in das 

Vereinsregister eingetragen. Die Vereinsordnungen dürfen der Satzung nicht widersprechen. 

3. Für Erlass, Änderung und Aufhebung einer Vereinsordnung ist grundsätzlich die Mitglieder-

versammlung zuständig, soweit nicht an anderer Stelle in dieser Satzung eine abweichende 

Regelung getroffen wird. 

4. Zu ihrer Wirksamkeit müssen die Vereinsordnungen den Adressaten der jeweiligen Vereins-

ordnung, insbesondere den Mitgliedern des Vereins bekannt gegeben werden. Gleiches gilt für 

Änderungen und Aufhebungen. 

Teil 3.2 Vorstand und Kassenprüfung 

§ 21 Vorstand 

1. Der Vorstand im Sinne des § 26 Bürgerliches Gesetzbuch besteht aus mindestens drei und 

höchstens fünf Personen. Der Vorstand kann somit bestehen aus: 

a) erster Vorsitzender, 

b) stellvertretender Vorsitzender, 

c) Geschäftsführer, 

d) Schatzmeister sowie 

e) stellvertretender Schatzmeister. 

2. Der Verein wird jeweils durch zwei Mitglieder des Vorstands vertreten. 

3. Zur Arbeitsweise des Vorstandes gelten die folgenden Punkte: 

a) Der Vorstand ist auch dann beschlussfähig und in der Geschäftsführung nicht be-

schränkt, wenn er – gleich aus welchem Grund – nach den Regelungen dieser Satzung 

nicht vollständig besetzt ist. 

b) Jede ordnungsgemäß einberufene Vorstandssitzung ist unbeschadet der Anwesen-

heit einzelner Vorstandsmitglieder stets beschlussfähig. 

c) Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit gefasst. Bei Stimmengleichheit entschei-

det der erste Vorsitzende. Weiteres regelt die Geschäfts- und Finanzordnung des Vor-

standes. 

4. Der Vorstand wird durch die Mitgliederversammlung auf die Dauer von 3 Jahren gewählt. Die 

Wiederwahl ist zulässig. Die Mitglieder des Vorstandes bleiben jedoch so lange im Amt, bis 

durch die Mitgliederversammlung eine Neuwahl erfolgt ist und die Eintragung des Vorstands-

wechsels im Vereinsregister vorgenommen wurde. 

5. Scheidet ein Mitglied des Vorstandes während der laufenden Amtszeit vorzeitig aus, so kann 

der Vorstand für die restliche Amtszeit des Ausgeschiedenen durch Vorstandsbeschluss, einfa-

che Mehrheit im Rahmen einer ordnungsgemäß einberufenen Vorstandssitzung, einen Nach-

folger bestimmen (Kooptierung in den Vorstand). Der Beschluss ist zu protokollieren. Kooptierte 

Vorstandsmitglieder haben bis zum Ende der jeweiligen Amtsperiode im Vorstand alle Rechte 

und Pflichten wie ordentlich gewählte Vorstandsmitglieder (z.B. Beratungs- und Stimmrecht im 

Vorstand), sind jedoch von der gerichtlichen und außergerichtlichen Vertretung gemäß § 26 

Bürgerliches Gesetzbuch ausgeschlossen. Über die Kooptierung ist die nächste Mitgliederver-

sammlung zu informieren. 
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Scheiden mehr als zwei Mitglieder des Vorstandes gleichzeitig oder während einer laufenden 

Amtsperiode aus, so ist eine außerordentliche Mitgliederversammlung einzuberufen. 

§ 22 Aufgaben, Zuständigkeiten und Arbeitsweise des Vorstands 

1. Der Vorstand leitet und führt den Verein nach Maßgabe dieser Satzung und der Vereinsord-

nungen, wie es der Vereinszweck zur Förderung der Vereinsinteressen erfordert. Dem Vorstand 

obliegt die selbstständige Erledigung aller laufenden Verwaltungsaufgaben und -angelegenhei-

ten des Vereins, soweit diese nach dieser Satzung nicht ausdrücklich einem anderen Organ 

zugewiesen sind. Er setzt die Beschlüsse der Mitgliederversammlung um und verwaltet das 

Vereinsvermögen. 

2. Der Vorstand hat dafür zu sorgen, dass die erforderlichen Bücher und Grundlagen für die 

Haushaltsrechnung unter Beachtung der steuerrechtlichen Vorschriften geführt werden. 

3. Die Vorstandsmitglieder haben bei ihrer Geschäftsführung die Sorgfalt eines ordentlichen 

und gewissenhaften Geschäftsführers anzuwenden. Im Streitfall tragen die Vorstandsmitglieder 

dafür die Beweislast. 

4. Die interne Aufgabenverteilung legt der Vorstand in eigener Zuständigkeit fest. 

5. Der Vorstand kann sich für seine Arbeit eine Geschäfts- und Finanzordnung geben, welche 

als Arbeitsgrundlage die Grundsätze der Vorstandstätigkeit regelt. 

§ 23 Kassenprüfung 

1. Die Vereinskasse wird in jedem Jahr durch mindestens zwei Kassenprüfer geprüft.  

2. Scheidet ein gewählter Kassenprüfer während der Amtszeit gleich aus welchen Gründen aus, 

so kann der Vorstand ein anderes Vereinsmitglied für die verbleibende Amtszeit der Kassen-

prüfer bis zur nächsten regulären Wahl berufen. 

3. Die Kassenprüfer erstellen der Mitgliederversammlung einen schriftlichen Bericht, der zu den 

Geschäftsunterlagen zu nehmen ist. Bei festgestellten Beanstandungen ist zuvor der Vorstand 

zu unterrichten. 

4. Die Kassenprüfer werden durch die Mitgliederversammlung auf die Dauer von 3 Jahren ge-

wählt. Die Wiederwahl ist zulässig. Um eine Parallelität bei den Amtsführern zu vermeiden, er-

folgt die Wahl alternierend für jeweils 3 Jahre. In der ordentlichen Mitgliederversammlung erfolgt 

die Wahl der Kassenprüfer. 

Teil 4 Auflösung des Vereins, Salvatorische Klausel, Schlussbestimmungen 

§ 24 Auflösung des Vereins und Verwendung des Vereinsvermögens bei Auflösung 

1. Die Auflösung des Vereins kann nur in einer eigens zu diesem Zweck unter Einhaltung einer 

Frist von vier Wochen einberufenen außerordentlichen Mitgliederversammlung beschlossen 

werden. 

2. In dieser Versammlung muss mindestens die Hälfte aller Mitglieder anwesend sein. Wird 

diese Mehrheit nicht erreicht, ist innerhalb von 14 Tagen eine weitere Mitgliederversammlung 

einzuberufen, die dann ohne Rücksicht auf die Zahl der Mitglieder beschlussfähig ist. Darauf ist 

in der Einladung ausdrücklich hinzuweisen. 

3. Die Auflösung des Vereins kann nur mit einer Mehrheit von 3/4 der anwesenden stimmbe-

rechtigten Mitglieder beschlossen werden. 
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4. Falls die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind im Falle der Auflösung des 

Vereins die Mitglieder des Vorstandes nach § 26 Bürgerliches Gesetzbuch als Liquidatoren be-

stellt. 

5. Bei Auflösung des Vereins, dem Entzug der Rechtsfähigkeit oder bei Wegfall steuerbegüns-

tigter Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an die Stadt Marl, die es unmittelbar und aus-

schließlich für gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat. 

6. Das Vermögen darf den Berechtigten nicht vor Ablauf eines Jahres nach Bekanntgabe des 

Auflösungsbeschlusses und erst nach Einwilligung der zuständigen Finanzbehörde übergeben 

werden. 

§25 Salvatorische Klausel 

1. Sollte eine der Bestimmungen dieser Satzung ganz oder teilweise rechtswidrig oder unwirk-

sam sein oder werden, so wird die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen dadurch nicht berührt. 

In einem solchen Fall ist die Satzung vielmehr ihrem Sinne gemäß zur Durchführung zu bringen. 

Beruht die Ungültigkeit auf einer Leistungs- oder Zeitbestimmung, so tritt an ihre Stelle das 

gesetzlich zulässige Maß. 

2. Die rechtswidrige oder unwirksame Bestimmung ist unverzüglich durch Beschluss der nächs-

ten Mitgliederversammlung zu ersetzen. 

§ 26 Schlussbestimmungen 

Diese Satzung wurde durch die Gründungsversammlung am 01.04.2026 beschlossen und tritt 

mit Eintragung in das Vereinsregister in Kraft. 


